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Medizinische Studienangebote
privater Träger in Deutschland

Einleitung

In Deutschland findet an 37 Medizi-
nischen Fakultäten staatlicher Univer-
sitäten (inkl. Augsburg) eine staatlich
finanzierte Medizinerausbildung statt,
die ins Staatsexamen mündet. Dane-
ben haben sich verschiedene Angebote
einer nichtstaatlichen Medizineraus-
bildung etabliert, die in vielerlei Hin-
sicht unter anderen strukturellen und
rechtlichen Rahmenbedingungen ste-
hen. Die wichtigsten Unterschiede zwi-
schen staatlichem und nichtstaatlichem
Ausbildungsangebot bestehen in der Art
der Verbindung von Hochschule bzw.
Fakultät und Klinik, somit von Lehre,
Forschung und Krankenversorgung in
der Ausbildung, in der Finanzierung,
in der Zulassung zum Studium bzw.
Auswahl der Studierenden sowie in den
Betreuungsrelationen.

Hintergrund

Rechtliche Aspekte des
Medizinstudiums

Der Wissenschaftsrat hat sich in seinem
Positionspapier Eckpunkte zur Nicht-
staatlichen Medizinerausbildung [1] um-
fangreich mit der nichtstaatlichen Me-
dizinerausbildung auseinandergesetzt,
auch mit deren rechtlicher Situation.
Außerdem liegt ein umfassendes Rechts-
gutachten von Geis und Hailbronner zur
Gründung ärztlicher Ausbildungs- und
Forschungsstätten in Deutschland vor
[2], das vom Medizinischen Fakultäten-
tag in Auftrag gegeben wurde.

Grundsätzlich gilt für die Mediziner-
ausbildung in Deutschland, unabhängig
von der Trägerschaft, gemäß § 3 der

Bundesärzteordnung [3], dass für die
Approbation ein Medizinstudium „an
einerwissenschaftlichenHochschule von
mindestens sechs Jahren, vondenenmin-
destens acht, höchstens zwölfMonate auf
eine praktische Ausbildung in Kranken-
häusern oder geeigneten Einrichtungen
der ärztlichen Krankenversorgung ent-
fallen müssen“, erforderlich ist. So heißt
es in dem Gutachten von Geis und Hail-
bronner: „§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BÄO
setzt ein Studiuman einerwissenschaftli-
chen Hochschule voraus. Die praktische
Ärzteausbildung muss ,unter Aufsicht
einer Universität‘ erfolgen (Art. 24 der
RL 2005/36/EG).“ Weiter heißt es: „Bei
Franchising-Konstruktionen zwischen
ausländischen Universitäten und in-
ländischen Krankenhäusern kann ein
Aufsichts-Verhältnis nur durch vertrag-
licheVereinbarungenbegründetwerden,
die den Universitäten ausdrücklich In-
formations- und Kontrollrechte sowie
gegebenenfalls Interventionsrechte ein-
räumen muss.“

Für Studiengänge nach deutschem
Recht bedeutet dies eine Qualitätssiche-
rung durch das Bundesland, in dem die
jeweilige Einrichtung ihren Sitz hat. In
der Regel besteht diese zunächst in einer
Konzeptprüfung und einer späteren in-
stitutionellen Akkreditierung durch den
Wissenschaftsrat.

Bei grenzüberschreitenden Angebo-
ten im Rahmen eines sog. Franchisemo-
dells gilt zunächst die Studienordnung
der jeweiligen EU-ausländischen Ein-
richtung. Die Qualitätssicherung obliegt
dem jeweiligen Sitzland. Dabei müssen
die Bedingungen der Universität im
Rahmen des oben aufgeführten Auf-
sichtsverhältnisses umfassend erfüllt
sein. Ist dies gewährleistet, bestehen nur

begrenzteMöglichkeiten einerQualitäts-
sicherung durch inländische Einrichtun-
gen, da grundsätzlich die europäischen
Regelungen zur Dienstleistungs- und
Niederlassungsfreiheit gelten.

Für beide Ausbildungsangebote gilt,
dass die wissenschaftliche Lehre for-
schungsbasiert sein muss [4]. Neben
einer adäquaten Forschungsausstattung
ist eine angemessene Anzahl an haupt-
amtlichen, in wissenschaftsgeleiteten
Berufungsverfahren berufenen Profes-
soren erforderlich, die über vertraglich
festgelegte Zeiten für Forschung und
Lehre verfügen.

Unterschiede zwischen privater
und staatlicher Ausbildung

Zulassung
Die Zulassung zu einem staatlich finan-
zierten Studienplatz wird deutschland-
weit über ein zentrales Verfahren durch
die Stiftung für Hochschulzulassung
(SfH) gesteuert. Neben definierten Vor-
abquoten und Quoten für Abiturbeste
sowie für die Wartezeit wird etwas mehr
als die Hälfte aller staatlichen Studien-
plätze über das sog. Auswahlverfahren
der Hochschule vergeben. Neben der
Abiturnote, die verfassungsgemäß eine
maßgeblicheRolle zu spielenhat [5],wer-
den je nach Standort weitere Auswahl-
kriterien wie schriftliche Testverfahren
(z. B. Test fürMedizinische Studiengänge
[TMS], Hamburger Auswahlverfahren
für Medizinische Studiengänge – Natur-
wissenschaftsteil [HAM-Nat]), situative
Assessments oder Auswahlgespräche
genutzt. Da die Bewerberzahlen die
Zahl der staatlich finanzierten Medizin-
studienplätze deutlich übersteigen, ist
zurzeit nur etwa jeder vierte Bewerber

148 Bundesgesundheitsblatt - Gesundheitsforschung - Gesundheitsschutz 2 · 2018

https://doi.org/10.1007/s00103-017-2667-x
http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/s00103-017-2667-x&domain=pdf


Tab. 1 Nichtstaatliche Studienangebote nach deutschemRecht

Witten Brandenburg

Name Universität Witten/Herdecke Medizinische Hochschule Bran-
denburg Theodor Fontane

Träger Universität Witten/Herdecke
gGmbH

Medizinische Hochschule Bran-
denburg CAMPUS GmbH

Sitz Witten Neuruppin

Humanmedizin seit 1983 2015

Zahnmedizin seit 1984 –

Anzahl
Studienplätze 2017

Humanmedizin: max. 42 pro Se-
mester, Zahnmedizin: max. 43 pro
Jahr

Humanmedizin: 48 pro Semester

Kosten Humanmedi-
zinstudium

51.780  bzw. gedeckelte einkom-
mensabhängige Späterzahlung
(s. unten)

115.000 

Kosten
Zahnmedizinstudium

65.760  bzw. gedeckelte einkom-
mensabhängige Späterzahlung
(s. unten)

–

Gebühren-/
Finanzierungsmodell

Fixbetragsorientierte Sofortzah-
lung; Umgekehrter Generatio-
nenvertrag: Hälftige Sofort- und
Einkommensabhängige Spä-
terzahlung (halbe monatl. Rate/
Studienmonat +10 Jahre lang 7%
des Einkommens), Einkommensab-
hängige Späterzahlung (10 Jahre
lang 14% des Einkommens)

Eigenfinanzierung, Darlehens-
vertrag mit kooperierender Klinik
der MHB (80.000  Darlehen bei
5-jähriger verpflichtender Tä-
tigkeit als Absolvent), Teilweise
Einkommensabhängige Später-
zahlung (max. 35.000 )

Quelle (Zugriffsdatum) https://www.uni-wh.de/
gesundheit/
(05.09.2017)

https://www.mhb-fontane.de
(05.09.2017)

erfolgreich.NichtstaatlicheAnbieter sind
deutlich freier, standortindividuelle Aus-
wahlverfahren durchzuführen, weil sie
nicht an das zentrale Auswahlverfahren
gebunden sind. Bei grenzüberschrei-
tenden Medizinstudienangeboten gelten
in der Regel die Auswahlverfahren der
jeweiligen Hochschule.

Inhalte und Struktur
Die privaten Studienangebote nach in-
ländischem Recht sind durch die ärzt-
liche Approbationsordnung an die glei-
chen curricularen Inhalte und Staats-
examensprüfungen gebunden wie die
staatlichen Angebote. Sie nutzen – wie
viele staatlich finanzierte Medizinische
Fakultäten auch – die Möglichkeit, als
sog. Modellstudiengang ihre Lehrpläne
freier auszugestalten als Regelstudien-
gänge.

Studiengänge nach ausländischem
Recht sind inhaltlich und strukturell je
nach den örtlich geltenden Vorgaben he-
terogen ausgestaltet. Einige folgen einem
klassischenMedizinstudium, andere fol-

gen stärker outcomebasierten Formaten
und Inhalten. Zudem variiert sowohl die
Länge der gesamten Studiendauer, der
jeweiligen Studienabschnitte als auch
der Semester bzw. Trimester. Während
des Studiums den Studienort zu wech-
seln, z. B. von einem privaten in einen
staatlichen Studiengang, ist daher nicht
immer ohne weiteres möglich.

Kosten
EinwesentlicherUnterschied liegt in den
Kosten für ein Studium.Während für ein
staatliches Studium inDeutschlandkeine
Studiengebühren anfallen, kostet ein Stu-
dium in privater Trägerschaft etwa zwi-
schen etwa 50.000 und 115.000 €. Neben
den allgemeinen Lebenshaltungskosten
können ggf. erhöhte Reisekosten hinzu-
kommen, wenn die Lehrveranstaltungen
anweit auseinanderliegendenOrtenbzw.
in verschiedenen Ländern durchgeführt
werden. Um die Studiengebühren sozial
verträglich auszugestalten und/oder eine
regionale bzw. institutionelle Bindung zu
erzielen, gewähren viele nichtstaatliche

Studienangebote Stipendien und günsti-
ge Darlehen. Diese sind oft an bestimmte
zukünftige Arbeitgeber, Regionen oder
die Niederlassung gebunden. Ein weite-
res Modell sind nachgelagerte Studien-
gebühren nach dem sog. Umgekehrten
Generationenvertrag (s. . Tab. 1).

Betreuungsverhältnis
Andererseits können viele nichtstaatli-
che Angebote aufgrund kleiner Studien-
jahrgänge mit intimeren Studienbedin-
gungenundbesserenBetreuungsverhält-
nissen in Vorlesungen und Seminaren
werben.Unter den deutschenAngeboten
dürften sich die Betreuungsverhältnis-
se insbesondere bei den patientennahen
Lehrformaten jedoch kaum unterschei-
den, denn diese sind unabhängig von der
Trägerschaft von der ärztlichen Appro-
bationsordnung vorgegeben. Unklar ist,
obbeidendeutlichgeringerenStudieren-
denzahlen privater Angebote in ausrei-
chendem Maße in ein breites und tiefes
fachliches Betreuungsangebot sowie ein
umfassendes Angebot an nah zugäng-
lichen Lehrmodellen, Skills Labs, mo-
dern ausgestatteten Lehrgebäuden, Prak-
tikumsplätzen und Forschungslaboraus-
stattungen investiert wird.

Sprache
Bei einigen grenzüberschreitenden An-
geboten kommenzusätzliche sprachliche
Herausforderungen hinzu. Während die
theoretischen Inhalte inderRegel inEng-
lisch oder Deutsch gelehrt werden, ist
füreinenfrühenPatientenkontakt,sofern
dies im ersten Studienabschnitt vorgese-
henist,meisteineKenntnisderjeweiligen
Landesspracheerforderlich.MancheStu-
dienordnungen ausländischer Universi-
täten sehen daher auch entsprechende
Sprachkurse und Sprachprüfungen vor.

Beispiele für nichtstaatliche
Studiengänge

Grundsätzlich lassen sich zwei verschie-
dene Formen der Medizinerausbildung
in privater Trägerschaft in Deutschland
unterscheiden. So gibt es Studienangebo-
te nach deutschem Recht, die gemäß der
geltenden Approbationsordnung aus-
bilden und mit dem deutschen Staats-
examen abschließen. Andere Studien-
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gänge werden von EU-ausländischen
Hochschulenangeboten, findenaber teil-
weise bis überwiegend an Einrichtungen
in Deutschland in einem sog. Franchise-
modell statt. Sie unterliegen somit nicht
deutschem Recht. Im jeweiligen EU-
Ausland erworbene Abschlüsse werden
in der Regel gemäß der EU-Berufsaner-
kennungsrichtlinie (RL 2005/36/EG) in
Deutschland anerkannt.

Studienangebote nach deutschem
Recht

Aktuell gibt es zwei nichtstaatlicheMedi-
zinstudienangebote, die allein nachdeut-
schem Recht ausbilden (. Tab. 1).

Die 1983 gegründete Privatuniversi-
tät Witten/Herdecke (UW/H) hat als ers-
te deutsche Hochschule ein nichtstaatli-
ches Studienangebot geschaffen. ImMo-
dellstudiengang Humanmedizin wurden
dort im Jahr 2017 84 Studienplätze an-
geboten. Als einzige private Universität
bietet die UW/H auch das Studium der
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde an.
Im Studiengang Zahnmedizin wurden
im Jahr 2017 43 Studienplätze angebo-
ten. Trägerin der UW/H ist die Priva-
te Universität Witten/Herdecke gGmbH.
Neben der privaten Trägerschaft erhält
dieUniversität zusätzlich eine Förderung
durchdasLandNRWvonderzeit jährlich
4,5Mio. €. Die sog. Studienbeiträge lie-
gen für das Humanmedizinstudium bei
rund 52.000 €. Dieser Beitrag kann alter-
nativ über den Umgekehrten Generatio-
nenvertrag abgeleistet werden. Demzu-
folge sind die Studienbeiträge erst nach
dem Studium über 10 Jahre hinweg in
Höhe von 14% des Einkommens zu ent-
richten, wobei hierfür Unter- und Ober-
grenzen gelten.

Im Jahr 2015 nahm die private Me-
dizinischeHochschule BrandenburgTheo-
dor Fontane (MHB) den Lehrbetrieb im
Studiengang Humanmedizin auf, insbe-
sondere umeinemdrohendenMangel an
Landärztenentgegenzuwirken.Dieklini-
scheAusbildung findet an verschiedenen
Kliniken in der Region um Neuruppin
und Brandenburg an der Havel statt. So-
wohl in Neuruppin als auch in Branden-
burg an der Havel wurde ein Campus
gegründet, weitere Standorte sind inBer-
nau und Senftenberg angesiedelt. Im Jahr
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Medizinische Studienangebote privater Träger in Deutschland

Zusammenfassung
In den letzten Jahren hat sich ein breites
Angebot an medizinischen Studiengängen
in privater Trägerschaft in Deutschland
etabliert. Nur wenige davon unterliegen
der deutschen Approbationsordnung für
Ärzte und damit einer Qualitätssicherung in
Deutschland. Die Mehrzahl der Angebote
findet im Rahmen von Kooperationen
deutscher Kliniken mit Universitäten im EU-
Ausland statt. Die Zulassung, Studieninhalte
und Prüfungen unterliegen somit den
jeweiligen Regulierungen im Sitzland der
ausländischen Universität. Dieser Artikel fasst
die wesentlichen Unterschiede zwischen
staatlicher und privater Medizinerausbildung
in Deutschland zusammen und gibt einen
Überblick über die derzeitigen Angebote.
Neben den Chancen, die eine nichtstaatliche

Medizinerausbildung bietet, werden
auch ihre Herausforderungen und Risiken
angesprochen. Daraus werden die Grundsätze
zur Finanzierung und Qualitätssicherung
privater Medizinstudiengänge abgeleitet, die
national wie international zu fordern sind.
Unabhängig von der Art der Trägerschaft
muss dabei gelten, dass das Medizinstudium
auch zukünftig zur Weiterbildungqualifizierte
Ärzte ausbildet, die eine größtmögliche
Qualität der Patientenversorgung, der
klinischen Forschung sowie der Lehre
sicherstellen.

Schlüsselwörter
Medizinstudium · Staatlich · Nichtstaatlich ·
Akkreditierung · Qualitätssicherung

Private medical education in Germany

Abstract
Through the years, a range of privately funded
medical training opportunities has been
established in Germany. Only a few of them
operate along the German Medical Licensure
Act and thus underlie quality assurance
regulations in Germany. Most of the courses
are a result of German hospitals cooperating
with universities from other EU countries. The
content of the courses and the examinations
underlie the regulations of the university’s
home country. This article aims to give an
overview of the private medical training
opportunities offered in Germany and to
show differences compared to state funded
German medical schools. The authors discuss
the opportunities of privatemedical training

as well as its challenges and risks. Basic
principles concerning finances and quality
assurance of national and international
private medical training are provided.
Regardless of their mode of financing, the
superior goal of the training, according to
the German Medical Licensure Act, should
always be to enable young doctors to pursue
further professional training, so that they can
maintain the best possible quality in patient
care, research, and medical education.

Keywords
Medical training · State-funded · Private ·
Accreditation · Quality assurance

2017wurdenanderMHB96Studienplät-
ze für das Fach Humanmedizin angebo-
ten. Die Studiengebühren liegen bei ins-
gesamt 115.000 €. Studierenden kann ein
Darlehen von 80.000 € gewährt werden,
das nicht zurückgezahlt werden muss,
wenn die Facharztausbildung nach dem
Studium in einemder andemDarlehens-
programm beteiligten Krankenhäuser in
der Region absolviert wird.

Studienangebote nach EU-Recht

In den letzten Jahren wurde eine Reihe
von grenzüberschreitenden Studienan-
geboten ausländischer Hochschulen mit
deutschen Partnereinrichtungen nach
EU-Recht etabliert (. Tab. 2). Allen ge-
meinsam ist, dass Studienstruktur und
Abschluss den Vorgaben der jeweili-
gen ausländischen Hochschule folgen.
Der Anteil der Studienzeit in Deutsch-
land variiert von Angebot zu Angebot
erheblich.
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Tab. 2 Studienangebote in Deutschland nach EU-Recht

Budapest (Un-
garn)

Southampton (Groß-
britannien)

Split (Kroatien) Stettin (Polen) Salzburg (Öster-
reich)

Name Ausländische
Universität

Semmelweis Uni-
versität

Universität Southamp-
ton

Universität Split PommerscheMedi-
zinische Universität
Stettin

ParacelsusMedizini-
sche Privatuniversität

Kooperationspartner
Deutschland

Asklepios Campus
Hamburg (Asklepios
Medical School)

Gesundheit Nordhes-
sen Holding AG (Kassel
School of Medicine)

Regiomed-Kliniken
GmbH (Medical
School Regiomed)

Asklepios Kliniken Ver-
waltungsgesellschaft
mbH

KlinikumNürnberg

Anzahl Studienplätze
2017 Humanmedizin

Max. 60 Max. 24 Max. 30 Max. 30 Max. 50

Sprache Deutsch Englisch,
Deutsch

Englisch, Deutsch Englisch,
Deutsch

Deutsch

Studienbeginn Deutsch-
land

Ab 3. Studienjahr Ab 3. Studienjahr Ab 4. Studienjahr Ab 4. Studienjahr Ab 1. Studienjahr

Studiendauer gesamt 6 Studienjahre 5 Studienjahre 6 Studienjahre 6 Studienjahre 5 Studienjahre

Kosten Humanmedizin 62.400 ; 7800 /
Semester

65.000 ; 13.000 /
Studienjahr

54.000 ; 9000 /
Studienjahr

81.300 ;
~13.500 /Studienjahr

72.000 ;
~14.400 /Studienjahr

Sonstiges Bevorzugte Aufnah-
me von Studieren-
den der Semmel-
weis Universität;
Finanzierungs-
möglichkeiten:
Einkommensabhän-
gige Späterzahlung,
Studentenkredit

Vorklinik (1.–2. Stu-
dienjahr) in
Southampton;
Finanzierungsmöglich-
keiten: Studentenkre-
dit, Stipendien

Vorklinik (1.–3. Stu-
dienjahr) in Split;
Finanzierungsmöglich-
keiten: Stipendien

Vorklinik (1.–3.) in
Stettin

Finanzierungsmöglich-
keiten: Stipendien,
Einkommensabhän-
gige Späterzahlung,
Studentenkredit

Quelle (Zugriffsdatum) https://www.
asklepios.com/
ach/ (05.09.2017)

http://www.klinikum-
kassel.de/index.php?
parent=5123
(05.09.2017)

http://www.
medicalschool-
regiomed.com/
(05.09.2017)

https://www.
asklepios.com/beruf/
ausbildung-und-
studium/studium/
pum/
(05.09.2017)

http://www.pmu.ac.
at/humanmedizin.
html
(05.09.2017)

Die Paracelsus Medizinische Privat-
universität betreibt zwei Standorte, einen
in Salzburg (Österreich) und eine Nie-
derlassung am städtischen Klinikum
in Nürnberg. An beiden Standorten
sind die vorklinischen Institute mit ih-
rem Personal gleichermaßen mit der
Lehre betraut. Das Diplomstudium der
Humanmedizin kann daher in seiner
gesamten Dauer am Standort Nürnberg
deutschsprachig durchgeführt werden.
Es folgt aber dem österreichischen Recht
und kann somit bereits nach 5 Jahren
mit einemBerufsdoktorat abgeschlossen
werden. Lehrpersonal scheint jeweils an
beiden Standorten tätig und intensiv in
die Lehre eingebunden zu sein. Umfang-
reichere Forschungsaktivitäten befinden
sich noch im Aufbau.

Der Aufbau und Betrieb eines uni-
versitär geprägten vorklinischen Ausbil-
dungsabschnitts bedarf erheblicher zu-
sätzlicher Investitionen und der umfang-
reichen Anstellung von Personal in For-

schung und Lehre. Die weiteren Fran-
chisemodelle bilden diesen Studienab-
schnitt daher an den Vorkliniken der je-
weiligen Hochschule im Ausland ab und
die Studierenden kommen erst in einer
späteren, klinisch geprägten Studienpha-
seaneinedeutscheklinischeEinrichtung.

So bietet die Semmelweis Universi-
tät in Budapest (Ungarn) bereits seit
vielen Jahrzehnten ein internationales
Medizinstudium auch in deutscher bzw.
englischer Sprache an. Seit 2008 besteht
im Rahmen eines Franchisemodells mit
den Asklepios-Kliniken in Hamburg die
Möglichkeit, nachdemerfolgreichenAb-
schluss des ersten Studienabschnitts von
Budapest nach Hamburg zu wechseln.
Dort kann dann der zweite Studienab-
schnitt einschließlich des praktischen
Jahres (11. und 12. Semester) an den
Hamburger Häusern der Klinikkette in
deutscher Sprache durchgeführt wer-
den. In der Lehre wird der Hamburger
Standort für einzelne Veranstaltungen

unterstützt durch akademisches Lehr-
personal aus Ungarn. Die Prüfungen
erfolgen nach ungarischem Recht und
der Abschluss wird von der Semmelweis
Universität vergeben.

Ein ähnliches Modell praktiziert die
Universität Southampton (Großbritanni-
en) in Zusammenarbeit mit kommuna-
len Kliniken in Kassel. Die ersten 4 Se-
mester werden in Southampton in eng-
lischer Sprache gelehrt. Danach besteht
dieMöglichkeit, die verbleibenden 3 Jah-
re in den Kasseler Kliniken zu absolvie-
ren. Nur einzelne weitere Module sowie
die Prüfungen sind an der Universität
Southamptonabzulegen.Nachbritischen
Vorgabendauert dasHumanmedizinstu-
diuminderRegel 5 Jahre.Mitdemerfolg-
reichen britischen Studienabschluss liegt
allerdings nur eine Teilapprobation nach
deutschem Recht vor. Eine Vollappro-
bation kann erst nach mindestens einem
weiterenJahrimRahmeneinesbritischen
Foundation Programme erlangt werden.
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Leitthema

Infobox 1 Eckpunkte für die
Qualität und Qualitätssicherung
der NichtstaatlichenMedizineraus-
bildung (Wissenschaftsrat, 2016;
[1])

4 An die Medizinerausbildung und die
sie tragenden und durchführenden
Institutionen richtet sich ein einheitlicher
universitärer Anspruch.

4 Die Medizinerausbildung findet in
einer Gesamtheit von Lehre, Forschung
und Krankenversorgung statt. Dabei
kommt Lehre und Forschung ein
herausgehobener Stellenwert zu.

4 Die Medizinerausbildung vermittelt auf
der Basis des aktuellen Forschungsstands
die für die ärztliche Berufsausübung
zwingend erforderlichen Kompetenzen
(Wissen, Fertigkeiten und Haltungen).

4 Die Medizinerausbildung findet an einer
Einrichtung statt, an der Forschung
strukturell breit und nachhaltig verankert
ist.

4 Konstitutiv für die Medizinerausbildung
ist eine Krankenversorgung auf hohem
Niveau, die den Belangen von Lehre
und Forschung ambulant wie stationär
Rechnung trägt.

Der bevorstehendeAusstiegGroßbritan-
niens aus der EU wird voraussichtlich
erhebliche Auswirkungen auf dieses Ko-
operationsmodell haben, die sich derzeit
noch nicht abschätzen lassen.

Ähnliche Kooperationsmodelle bie-
ten auch die Pommersche Medizinische
Universität in Stettin (Polen) zusammen
mit den Asklepios-Kliniken in Schwedt
und Pasewalk (Asklepios-Programm)
sowie die Universität Split (Kroatien)
zusammen mit Kliniken im Raum Co-
burg (Medical School Regiomed) an.
Die ersten 3 Jahre werden jeweils an
den Hochschulen in Stettin bzw. Split
unterrichtet. Anschließend wechseln die
Studierenden nach Deutschland, um
dort den 3-jährigen klinischen Studien-
abschnitt zu absolvieren. Die Prüfungen
und Abschlüsse erfolgen jeweils nach
polnischem bzw. kroatischem Recht.
Über eine akademische Profilierung der
beteiligten deutschen Einrichtungen, die
über die Basisqualifikation von Lehr-
krankenhäusern hinausgeht, lassen sich
nur wenige Informationen finden.

Weitere Kooperationen von deut-
schenKrankenhäusern undKliniken zu-
sammen mit ausländischen Humanme-

dizinstudiengängenerfolgen inähnlicher
Weise wie im Rahmen des Praktischen
Jahres gemäß der deutschen Approba-
tionsordnung. So bezeichnet sich bspw.
das Evangelische Krankenhaus in Biele-
feld als Universitätslehrkrankenhaus der
Universität Pécs (Ungarn). Agenturen,
die deutschen Bewerbern gegen Gebühr
Studienplätze an ausländischen Univer-
sitäten vermitteln, versuchendarüber hi-
naus deutscheKliniken für einen eigenen
Pool von Lehrkrankenhäusern anzuwer-
ben. Diese sollen Medizinstudierenden,
die im Ausland studieren, Famulaturen
und praktische Ausbildungsanteile in
Deutschland ermöglichen, je nach Stu-
dienordnung des Studienorts. Versuche
einzelner Agenturen, eine Niederlassung
einer europäischen Universität für einen
deutschen, allein vorklinischen Studi-
enabschnitt anzubieten, sind bislang
aus rechtlichen und organisatorischen
Gründen gescheitert.

Ansprüche an die Qualitäts-
sicherung

In seinem Positionspapier hat der Wis-
senschaftsrat in 2016 Eckpunkte für
die Qualität und Qualitätssicherung der
nichtstaatlichen Medizinerausbildung
definiert [1] (s. . Infobox 1). Seinen
Empfehlungen lag die Prämisse zugrun-
de, dass sich die Ausbildung zumArzt an
einem universitären Qualitätsmaßstab
orientierenmuss, umeinhohesNiveau in
der Gesundheitsversorgung unabhängig
von den strukturellen, institutionellen
und rechtlichen Rahmenbedingungen
der Ausbildung zu garantieren. Nur auf
einer solchen Grundlage – so der Wis-
senschaftsrat – können Ärzte die Her-
ausforderungen ihres zunehmend kom-
plexen beruflichenUmfeldes bewältigen,
evidenzbasierte diagnostische und the-
rapeutische Entscheidungen treffen und
auf dieser Grundlage ein Arbeitsleben
lang die notwendigen Lernfortschritte
erzielen. Diese Ansprüche an ein aka-
demisches Universitätsstudium müssen
auch die Angebote privater Trägerschaft
erfüllen.

Wie die bisherigen Erfahrungen des
Wissenschaftsrates in der institutionel-
len Akkreditierung zeigen, ist es für pri-
vate Initiativen insbesondere schwierig,

eine hinreichend enge Verbindung – die
Gesamtheit von Lehre, Forschung und
Krankenversorgung – umzusetzen. Aus-
drücklich kommt es dabei auf die Ko-
operationderHochschulemitgeeigneten
Klinikpartnern an, mit denen sie sich auf
gemeinsameZieleunddieherausgehobe-
ne Bedeutung von Lehre und Forschung
verständigen muss. Dies muss in ent-
sprechenden Verträgen festgehalten und
inGovernancestrukturenumgesetztwer-
den, auch mit Blick auf die notwendigen
räumlichen und infrastrukturellen Vor-
aussetzungen.

Dabei ist vor allem sicherzustellen,
dass die Forschungs-undLehraktivitäten
des wissenschaftlichen Personals nicht
nur in den Grundlagenfächern, sondern
auch in den klinischen Fächern an den
kooperierenden Kliniken gesichert wer-
den, etwa durch Freiräume für akade-
mische Aufgaben, eine angemessene fi-
nanzielle und personelle Ausstattung der
Professuren sowie geeignete dienstrecht-
liche Regelungen und Verträge. Zusätz-
lich muss die Fakultät oder Hochschule
dienotwendigeVerfügungsbefugnisüber
die im Kooperationsvertrag definierten
Forschungs- und Lehrleistungen im kli-
nischenAusbildungsteil haben.Denndie
herausgehobene Bedeutung von Lehre
und Forschung in der Medizinerausbil-
dung ist nicht nur eine Verpflichtung
für die Hochschule, sondern auch für
die kooperierende Klinik. Der entspre-
chende Ressourceneinsatz muss in einer
auskömmlichen und realistischen Kos-
tenkalkulationberücksichtigt sein.Wenn
mit Blick auf die besonderenBelange von
ForschungundLehredieobengenannten
Aufgaben allein über Studiengebühren
nicht kostendeckend kalkuliert werden
können, müssen weitere Finanzierungs-
quellen nachhaltig sichergestellt sein.

Professoren müssen in wissenschafts-
adäquaten, transparenten Verfahren be-
rufen werden. Sie müssen die üblicher-
weise an universitäre Professoren im
FachMedizin anzulegenden qualitativen
Anforderungen in Lehre, Forschung und
Krankenversorgung erfüllen. Eine auto-
matisierte Berufung von Chefärzten der
kooperierenden Kliniken ist vor diesem
Hintergrund ausgeschlossen. Im Rah-
men der Verfahren der Institutionellen
Akkreditierung hat der Wissenschaftsrat
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hierfür entsprechende Kriterien entwi-
ckelt [6].

Grundsätzlich stehen die jeweiligen
deutschen Sitzländer der Einrichtungen
in der Verantwortung, die Gewährleis-
tung dieser Kriterien sicherzustellen. In-
sofern sollten Angebote nach deutschem
Recht verpflichtend eine Konzeptprü-
fung und Institutionelle Akkreditierung
durch den Wissenschaftsrat durchlaufen
[1, 6]. Die Länder sind aufgefordert, die
Ergebnisse dieser Prüfungen konsequent
umzusetzen. Bei inDeutschland angebo-
tenen Studienangeboten nach EU-Recht
gibt es weniger Spielräume für die Bun-
desländer, die es dennoch zu nutzen gilt.
DerWissenschaftsrat hat angeboten, dass
sich auch die in Deutschland nach EU-
Recht angebotenenStudiengänge freiwil-
lig einer Institutionellen Akkreditierung
durch denWissenschaftsrat unterziehen.
Darüber hinaus sollte sich der Bund auf
EU-Ebene für europaweit einheitliche
Kriterien und Verfahren zur Quali-
tätssicherung der Medizinerausbildung
einsetzen. Da einer dafür erforderlichen
EU-weiten Gesetzgebung langwieri-
ge Verfahren vorausgehen, sollten für
die in den verschiedenen EU-Ländern
bereits etablierten, unterschiedlichen
Akkreditierungsverfahren einheitliche
Qualitätsstandards gemäß genannter
Grundsätze (. Infobox 1) harmonisiert
werden. Die Association of Medical
Schools in Europe (AMSE) ist bestrebt,
eine solche Harmonisierung herbeizu-
führen (siehe z. B. die PragerDeklaration
2016 [7]). Bislang ist allerdings nur ein
kleiner Teil der europäischen medizi-
nischen Fakultäten bzw. Hochschulen
dort vertreten. Um an Schlagkraft zu
gewinnen, müssen daher noch deutlich
mehr Mitglieder aus allen EU-Staaten,
einschließlich Deutschland, für eine ak-
tive Mitarbeit auf EU-Ebene im Rahmen
von AMSE gewonnen werden.

Perspektiven und Fazit

In seinem Positionspapier beschreibt der
Wissenschaftsrat auch die Chancen, die
der nichtstaatliche Sektor gerade auf-
grund seiner größeren Flexibilität hat,
diesen Bereich auszugestalten. Diese
Angebote haben insbesondere deutlich
größere Freiheiten, Auswahlverfahren

zu etablieren, die weniger stark von der
Abiturnote geprägt die Eignung für das
Studium prüfen. Auch können sie flexi-
bel und relativ kurzfristig auf steigende
und auch absehbar wieder sinkende
Bedarfe an Studienplatzangeboten re-
agieren. Unterliegen die Angebote der
deutschen Approbationsordnung, äh-
neln ihre Spielräume, Reformbedarfe des
Medizinstudiums aufzugreifen und neu-
artige Studienkonzepte zu entwickeln,
denen der staatlichen Studiengänge und
diese werden umfangreich im Rahmen
der verfügbaren Modellklausel (§ 41
ÄApprO, [8]) genutzt.

Weitere Chancen sieht der Wissen-
schaftsrat darin, spezifische Anreizsys-
teme für die Lehre, konkrete didakti-
sche Schulungen sowie Evaluationssys-
teme weiterzuentwickeln; ferner in ei-
ner international ausgerichteten Ausbil-
dung, die sich etwa durch eine Integra-
tioninternationalerExamina,durchAus-
tauschprogramme sowie durch eine in-
ternationale Perspektive aufunterschied-
liche Ausbildungs- und Gesundheitssys-
teme auszeichnet. Die häufig kleineren
Studierendenkohorten des nichtstaatli-
chen Bereichs bieten wichtige Chancen
für ein hohes Maß an Identifikation der
Studierenden mit der ausbildenden Ein-
richtung und eine Alumnistruktur, die
auch für eine langfristige Evaluation des
Ausbildungserfolgs im Sinne einer Ab-
solventenverbleibsstudie genutzt werden
könnte.

Solche positiven Effekte sowohl für
die Studierenden als auch für die Gesell-
schaft, können sich allerdings nur entfal-
ten, wenn die hohen Qualitätsstandards,
die für ein Medizinstudium an staatli-
chenUniversitäten zu gelten haben, auch
von privaten Angeboten umgesetzt wer-
den können.Neben einer adäquaten For-
schungsausstattung ist eine angemesse-
ne Anzahl an hauptamtlichen, in wis-
senschaftsgeleiteten Berufungsverfahren
berufenen Professoren erforderlich, die
über vertraglich festgelegte Zeiten für
Forschung und Lehre verfügen. Dafür
muss eine nachhaltige und transparente
Finanzierung solcher Angebote ebenso
sichergestellt sein wie eine nationale und
internationaleQualitätssicherunggemäß
harmonisierter Standards.
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